Deutscher Bundestag 
1. Wahlperiode 
1949 


Drucksache Nr. 1969 (neu) 


Antrag 

der Fraktionen der CDU/CSU, FDP und DP 


Der Bundestag wolle beschließen, dem fol- 
genden Gesetzentwurf seine Zustimmung zu 
erteilen: 

Entwurf eines Gesetzes 

zur Aufhebung und Ergänzung von 
Vorschriften auf dem Gebiete der 
Mineralölwirtschaft 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 
Es werden aufgehoben: 

1. die auf Grund des Gesetzes über Errich- 
tung von Zwangskartellen vom 15. Juli 
1933 (RGBL I S. 488) erlassene Anord- 
nung des Reichswirtschaftsministers über 
die Errichtung der Arbeitsgemeinschaft 
Mineralölverteilung vom 4. September 
1939; 

2. die Anordnung PR Nr. 90/49 über die 
Neuregelung der Mineralölpreise vom 
21. Dezember 1949 (Bundesanzeiger 1950 
Nr. 1 vom 3. Januar 1950) sowie das Ge- 
setz zur Neuordnung der Treibstoffpreise 
vom 19. Juni 1950 (BGBl. S. 225) mit der 
Maßgabe, daß § 3 des Gesetzes für die- 
jenigen Vergaser- und Dieselkraftstoffe in 
Kraft bleibt, welche die Zentralbüro für 
Mineralöl GmbH, am 31. Marz 1951 auf 
Lager hat oder bis zu diesem Tage an 
Wieder Verkäufer abgegeben hat; dabei 
gelten die am 31. März 1951 bestehenden 
Preise als zugeflossene Beträge im Sinne 
von § 3; 

3. Artikel 3 des Gesetzes zur Änderung des 
Mineralölsteuergesetzes vom 19. Januar 
1951 (BGBl. S. 73). Die Weiterführung 


der bisher gewährten Vergünstigungen ist 
durch Rechtsverordnungen zu regeln, die 
der Bundesminister der Finanzen erläßt. 

Artikel 2 

Die Geltungsdauer folgender Anordnungen 
des Bundesministers für Wirtschaft 

1. Anordnung über die Bewirtschaftung von 
Mineralöl (Anordnung Minol 1/50) vom 
27. Januar 1950 (Bundesanzeiger Nr. 21 
vom 31. Januar 1950), 

2. Anordnung zur Durchführung der An- 
ordnung Minöl 1/50 — Kraftstoff-, 

Spezial- und Testbenzinbewirtschaftung — 
(Anordnung Minöl 1-1/50) vom 27. Januar 
1950 (Bundesanzeiger Nr. 25 vom 

4. Februar 1950) 

in der Fassung der Verlängerungsanordnung 
vom 23. Juni 1950 (Bundesanzeiger Nr. 121 
vom 28. Juni 1950) und des Gesetzes zur Ver- 
längerung der Geltungsdauer von Anordnun- 
gen auf einzelnen Gebieten der gewerblichen 
Wirtschaft (Verlängerungsgesetz) vom 28. 
Dezember 1950 (BGBl. S. 825) wird bis zum 
Inkrafttreten einer nach Artikel 3 Absatz 1 
Satz 1 erlassenen Rechtsverordnung, längstens 
jedoch bis zum 30. Juni 1951, verlängert. 

Artikel 3 

(1) Die Bundesregierung oder der Bundes- 
minister für Wirtschaft können mit Zustim- 
mung des Bundesrates durch Rechtsverordnung 
Vorschriften über den Bezug von Mineralöl 
durch Verbraucher auf der Grundlage durch- 
laufender Bezugsberechtigungen erlassen. In 
diesen Rechtsverordnungen kann der Bundes- 
minister für Wirtschaft ermächtigt werden, 
Verteilungsmengen für die Länder sowie Be- 
zugsmengen für einzelne Verbrauchergruppen 
und für Bedarfsträger festzusetzen. 
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(2) Der Bundesminister für Wirtschaft kann 
der Bundesstelle für den Warenverkehr der 
gewerblichen Wirtschaft die Durchführung 
der Rechtsverordnungen, die auf Grund von 
Absatz 1 erlassen werden, übertragen. Er 
kann bei der Bundesstelle Ausschüsse aus 
Kreisen der Mineralöl Wirtschaft bilden und 
sie mit technischen Aufgaben bei der Durch- 
führung der nach Absatz 1 erlassenen Rechts- 
verordnungen betrauen; hoheitliche Befug- 
nisse dürfen den Ausschüssen nicht übertragen 
werden. 

Artikel 4 

Zur Abwicklung^ der nach Artikel 1 Nr. 2 
fortbestehenden Verpflichtungen sowie zur 
Überleitung der sich aus Artikel 2 ergebenden 
Rechte und Aufgaben auf die nach Artikel 3 
zuständigen Stellen gelten die Befugnisse der 


Arbeitsgemeinschaft Mineralölverteilung und 
der Zentralbüro für Mineralöl GmbH, bis zu 
dem Außerkrafttreten der in Artikel 2 be- 
zeichneten Anordnungen, längstens jedoch bis 
zum 30. Juni 1951, als fortbestehend. 

Artikel 5 

Dieses Gesetz tritt am 1. April 1951 in 
Kraft, Artikel 3 tritt mit dem Ablauf des 
30. Juni 1951 außer Kraft. 

Bonn, den 21. Februar 1951 

Schröter und Fraktion 
Dr. Oellers und Fraktion 
Kuhlemann 

Dr. von Merkatz und Fraktion 



